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Verkleinert auf 67% (Anpassung auf Papiergröße)

Eignerstrategien: Leerlauf der Regierung zeichnet sich ab
Der Landtag wird heute oder
morgen die Anpassung der Eig-
nerstrategien der staatsnahen
Betriebe zur Kenntnis nehmen.
Die Strategie der Regierung,
diese Unternehmen zum Ver-
bleib bei der PVS zu zwingen,
wird aber so nicht aufgehen.

Von Günther Fritz

Vaduz. – Bereits im Rahmen der Ak-
tuellen Stunde im Oktober-Landtag
kritisierte Landtagsvizepräsidentin
Violanda Lanter-Koller (VU) das dies-
bezügliche Vorgehen der Regierung:
«Die gesetzlich vorgesehene Freiwil-
ligkeit von Anschlüssen kann nicht via
Eignerstrategie in eine Zwangsmit-
gliedschaft bei der staatlichen Pensi-
onskasse umgewandelt werden.» Aus-
löser für die Themenwahl für die Ak-

tuelle Stunde im Oktober war der Ver-
such der AHV-IV-FAK-Anstalten, den
Anschlussvertrag bei der Pensionsver-
sicherung für das Staatspersonal
(PVS) per Ende September zu kündi-
gen. 

Regierung sprach Machtwort
Daraufhin hat die Regierung kurzer-
hand die Eignerstrategien und die Be-
teiligungsstrategie der AHV, Gasver-
sorgung, LKW und der Post AG so an-
gepasst, dass diese staatsnahen Betrie-
be zum Verbleib in der PVS gezwun-
gen werden sollen. So wurde in allen
genannten Eignerstrategien und in der
Beteiligungsstrategie der Post AG fol-
gender Zusatz eingefügt: «Die be-
triebliche Vorsorge der (…) erfolgt
durch Anschluss bei der Pensionsver-
sicherung für das Staatspersonal res-
pektive bei deren Nachfolgeorganisa-
tion. Die Leistungen der betrieblichen

Vorsorge dürfen diejenigen für das
Staatspersonal nicht übertreffen.» 

VU will Änderung rückgängig machen
Diese Anpassung soll nun der Landtag
in der laufenden November-Session
zur Kenntnis nehmen. Die Regierung
kann sich danach aber noch nicht in
Sicherheit wiegen, dass die staatsna-
hen Betriebe jetzt definitiv bei der
PVS verbleiben müssen. Gestern ha-
ben alle acht Abgeordneten der VU-
Fraktion, gestützt auf das Öffentliche-
Unternehmen-Steuerungsgesetz, fol-
gende Auftragserteilung im Landtag
eingereicht: «Die Regierung wird be-
auftragt, die Eignerstrategien der
AHV/IV/FAK-Anstalten, der Liech-
tensteinischen Gasversorgung und
der Liechtenteinischen Kraftwerke
sowie die Beteiligungsstrategie der
Liechtensteinischen Post AG in dem
Sinne abzuändern, dass der mit Regie-

rungsbeschluss vom 24. September
2013 eingefügte Zusatz wieder ent-
fernt wird. Vor der Auftragserteilung
wird das Geschäft der Regierung zur
Stellungnahme bis zur übernächsten
Landtagssitzung überwiesen.» 

Gegen Übersteuerung des Gesetzes
Die VU-Fraktion ist geschlossen der
Ansicht, dass öffentlich-rechtliche
Unternehmen, die sich freiwillig per
Anschlussvereinbarung der staatli-
chen Pensionsversicherung ange-
schlossen haben, sich nicht über
Staatsbeiträge finanzieren, selber für
die Ausfinanzierung der Deckungslü-
cke aufkommen müssen und deren
Personal in einem privat-rechtlichen
Arbeitsverhältnis steht, nicht über die
Eigner- oder Beteiligungsstrategie
zum Verbleib bei der staatlichen Pen-
sionskasse gezwungen werden kön-
nen. Die Regierung müsse sich beim

Erlass und der Abänderung von Eig-
nerstrategien an die Gesetze halten.
Das bedeutet nach Ansicht der acht
VU-Abgeordneten in den vorliegen-
den Fällen, dass die gesetzlich vorge-
schriebene Freiwilligkeit eines An-
schlusses nicht durch die Eignerstrate-
gie in eine Pflichtmitgliedschaft abge-
ändert werden kann. Die Wahl der
Pensionsversicherung als Teil der Per-
sonalpolitik sei keine Frage der Eig-
nerstrategie, sondern liege im Kompe-
tenzbereich der zuständigen operati-
ven Führung. Es zeichnet sich demge-
mäss ab, dass die Regierung auf Druck
des Landtags von ihrem Vorhaben, die
staatsnahen Betriebe zum Verbleib bei
der PVS zu zwingen, wieder abkom-
men muss und die Anpassung der Eig-
nerstrategien und der Beteiligungs-
strategie bloss eine Übung der Regie-
rung war, die wieder rückgängig ge-
macht werden muss.


